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Rülke: Regierungen beschreiten mit dem neuen Lockdown einen tragisch
falschen Weg

Dr. Hans-Ulrich Rülke, Vorsitzender der FDP/DVP Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg,
bezeichnet die verkündeten neuen massiven Einschränkungen zur Bekämpfung der Corona-Infektionen
für November als „tragisch falschen Weg“ und warnt vor möglichen schwerwiegenden Folgen.

„Die durch die Ministerpräsidentenkonferenz beschlossenen Einschränkungen zeigen, dass die
Regierungschefs aus dem bisherigen Verlauf der Krise nichts gelernt haben“, kritisiert Rülke. Die
Maßnahmen verweigerten schlicht die Erkenntnisse, wo und bei welchen Anlässen große Infektionen zu
verzeichnen seien. „Die Einschränkungen treffen die Falschen. Im Hotel- und Gaststättengewerbe sind
Hygiene-, Abstands- und Nachverfolgungsregeln eingeführt und können überwacht werden. Hier wird
immer eine Branche zum Sündenbock gemacht, weil dies so bequem ist. Gleiches gilt für Konzert- und
Veranstaltungsbesuche. Eigentliche Infektionsherde wie große Treffen in Familien und Cliquen können
zwar verboten, aber nur schwer oder gar nicht überwacht werden.“ Die Ergebnisse der vor kurzem
eingeführten Einschränkungen würden nicht abgewartet und damit bestünde die massive Gefahr einer
kompletten Fehlplanung, kritisiert Rülke.

Als „unverständlich und schädlich“ bezeichnet Rülke die Einschränkungen und Verbote im Amateursport.
„Dies ist nachweislich kein Infektionsschwerpunkt, hier sind funktionierende Hygienekonzepte
vorhanden. Wer die Menschen jetzt in der körperlichen Bewegung einschränkt, nimmt nicht begründbare
schädliche Konsequenzen in Kauf“, so Rülke.

Rülke warnt ausdrücklich vor den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Folgen. „Die Akzeptanz dieser
Maßnahmen in der Bevölkerung spielt eine zentrale Rolle, ich sehe sie jedoch massiv schwinden“, so der
Fraktionsvorsitzende und schildert zugleich zu erwartende katastrophale Folgen für Wirtschaft und
Wohlstand: „Die desaströse Situation für das Hotel- und Gaststättengewerbe, für den Einzelhandel und
viele andere Wirtschaftsbereiche wird der Staat nicht auffangen können. Es ist zynisch, jetzt diesen
Eindruck von Seiten der Regierungen zu erwecken. Gleichzeitig ist eine Klagewelle zu erwarten, die
bisher fast immer dazu geführt hat, dass Maßnahmen wieder korrigiert werden mussten.
Einschränkungen von Grundrechten ins Blaue hinein und ohne nachvollziehbare Begründung werden von
Gerichten sehr wahrscheinlich aufgehoben. Vom Gesamtpaket bliebe ein in sich widersprüchliches
Stückwerk. Ein blamables Bild für die staatliche Autorität ist zu befürchten.“

Rülke kritisiert, dass die Strategie der Regierungen nach wie vor falsche Prioritäten setze. „Einzige
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Grundlage von schützenden Maßnahmen dürfen nicht die Infektionszahlen sein. Die Anzahl der schweren
Verläufe, die Gründe dafür und die Versorgung Schwersterkrankter müssen eine wesentlich stärkere
Rolle spielen. Insbesondere besonders schutzbedürftige Gruppen müssen in den Mittelpunkt der
Aufmerksamkeit und der Maßnahmen“, fordert Rülke.

„Ich sehe nicht, dass die weiteren Folgen des nun beschlossenen Lockdowns in der Abwägung
ausreichend berücksichtigt wurden, wenn Menschen beispielsweise jetzt um ihre Existenz ringen, das
Vertrauen in staatliche Behörden verlieren oder vereinsamen“, warnt Rülke.

„Wenn organisatorisch machbar, sind wir mit einer Sondersitzung des Landtags zu diesen verkündeten
Maßnahmen am kommenden Freitag einverstanden“, so der Fraktionsvorsitzende. „Dabei werden wir
fordern, über die geplanten Schritte im Landtag abzustimmen. Es kann nicht sein, dass solche massiven
Entscheidungen mit zu erwartenden schwerwiegenden Folgen für Gesellschaft und Wirtschaft auf dem
Verordnungswege und durch Kabinettsbeschlüsse der Regierung alleine eingeleitet werden“, so Rülke
abschließen


